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Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
 
der Regionalrat Detmold hat sich mehrfach kritisch zu verschiedenen 
Inhalten der beabsichtigten Novellierung des RVR-Gesetzes geäußert.  
Auch in der heutigen Sitzung hat sich der Regionalrat mit dem Geset-
zesentwurf der Landesregierung zur Stärkung des Regionalverbandes 
Ruhr befasst. Er lehnt den Gesetzesentwurf in der derzeitigen Fassung 
ab und bekräftigt damit dem Grunde nach seine bisherige Position. 
 
Am 16.12.2014 findet im Landtag die Expertenanhörung der Sachver-
ständigen statt. In diesem Zusammenhang beobachtet der Regionalrat 
Detmold mit Sorge die zu erwartenden Veränderungen, die mit der No-
vellierung des RVR-Gesetzes einhergehen. Die hierin vorgesehene ein-
seitige Stärkung des Ruhrgebiets durch die Einräumung von Sonder-
rechten für den Regionalverband Ruhrgebiet und das „Ruhrparlament” 
lassen befürchten, dass zukünftig die regionale Entwicklung in NRW 
primär auf die Region Ruhrgebiet fokussiert werden soll. Hingewiesen 
wird nur beispielhaft auf die Zugriffsmöglichkeiten auf Fördermittel oder 
die Sonderstellung der bisherigen RVR-Verbandsversammlung als di-
rekt gewähltes “Ruhrparlament“.  
 
Dabei hat der Regionalrat Detmold keine Bedenken gegen die Intention 
des RVR-Gesetzentwurfes, eine Verbesserung der Situation des Ruhr-
gebiets herbeizuführen. Diese Forderung ist auch aus Sicht der anderen 
Regionen Nordrhein-Westfalens nachvollziehbar. Zwingend ist aber, 
eine solche Entwicklung vergleichbar auch in den anderen Regionen zu 
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ermöglichen, und zwar jetzt im Gesetzgebungsverfahren zum RVR-
Gesetz mit einem entsprechendem Ergänzungsbeschluss der Landes-
regierung und des NRW -Landtages. 
 
Der Regionalrat Detmold fordert deshalb die Landesregierung und den 
NRW-Landtag mit anliegendem Beschluss auf, im Rahmen der weiteren 
Beratungen des RVR-Gesetzentwurfs eine Gesetzesinitiative zu entwi-
ckeln, die auch für die anderen Teilregionen des Landes eine Gleichbe-
handlung im Hinblick auf die bisher nur für das Ruhrgebiet angedachten 
erweiterten Möglichkeiten einer eigenständigen regionalen Entwicklung 
mit sich bringt. Nur auf diese Weise kann der bisher in NRW eingeleitete 
erfolgreiche Regionalisierungsprozess in allen Teilregionen weiter fort-
geführt und forciert werden. 
 
Ich bitte Sie, sehr geehrte Frau Präsidentin, unsere Befürchtungen im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren entsprechend zu berücksichtigen.  
 
Gleichlautende Schreiben haben der Minister für Inneres und Kommu-
nales NRW, die Ministerpräsidentin des Landes NRW sowie die Frakti-
onsvorsitzenden des Landtags erhalten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
(Reinold Stücke) 
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 RVR-Gesetz NRW 

RR-Drucksache RR-38/2014 
 

Beschluss: 

1. Der Regionalrat Detmold lehnt den vom Land vorgelegten Gesetzentwurf zum Re-
gionalverband Ruhr (RVR) in der derzeitigen Fassung ab und bekräftigt damit dem 
Grunde nach seine bisherige Position. 
 
2. Der Regionalrat Detmold fordert die Landesregierung und den NRW Landtag dazu 
auf, im Rahmen der weiteren Beratungen des RVR-Gesetzentwurfs eine Gesetzes-
initiative zu entwickeln, die auch für die anderen Teilregionen des Landes eine 
Gleichbehandlung im Hinblick auf die bisher nur für das Ruhrgebiet angedachten er-
weiterten Möglichkeiten einer eigenständigen regionalen Entwicklung mit sich bringt. 
Nur auf diese Weise kann der bisher in NRW eingeleitete erfolgreiche Regionalisie-
rungsprozess in allen Teilregionen weiter fortgeführt und forciert werden. 
 

Beratungsergebnis: Einstimmig, 0 Enthaltung(en) 

 
 


